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Steuerrecht 

> BFH: Abgeltungsteuer – kein Abzug 
der tatsächlichen Werbungskosten 
bei Günstigerprüfung 

Von Daniel Griep, Rödl & Partner Hamburg 

In einem gestern veröffentlichten Urteil des Bundesfi-

nanzhofes (BFH) vom 28. Januar 2015 (Az VIII R 13/13, 

Pressemitteilung Nr. 20 vom 11. März 2015) hatte der 

BFH darüber zu entscheiden, ob bei der Ermittlung der 

Einkünfte aus Kapitalvermögen im Rahmen der Besteu-

erung nach der sogenannten Günstigerprüfung der 

Abzug von tatsächlich entstandenen Werbungskosten 

zulässig ist. 

 

Der Kläger war testamentarischer Alleinerbe der im 

Jahr 2010 verstorbenen A. Im Streitjahr 2009 war der 

Kläger aufgrund eines Treuhandvertrages unter ande-

rem als Vermögensverwalter für die betagte A tätig. 

Für die Verwaltung des Vermögens zahlte A dem Klä-

ger eine Vergütung in Höhe von etwa 7.100 Euro. 

 

A hatte im Jahr 2009 neben Renteneinkünften Ein-

nahmen aus Kapitalvermögen von über 30.000 Euro. In 

ihrer Einkommensteuererklärung 2009 beantragte A 

die sogenannte Günstigerprüfung und die Berücksich-

tigung der Vergütung des Klägers als Werbungskosten 

bei den Einkünften aus Kapitalvermögen. 

 

Nach § 32d Abs. 1 Einkommensteuergesetz (EStG) 

beträgt der Steuersatz bei Einkünften aus Kapitalver-

mögen im Regelfall 25% (Abgeltungsteuer). Dabei ist 

allerdings der Abzug von tatsächlich entstandenen 

Werbungskosten nach § 20 Abs. 9 EStG ausgeschlos-

sen. Es kann lediglich ein Sparer-Pauschbetrag in Höhe 

von 801 EUR für Einzelveranlagte geltend gemacht 

werden. Hat der Steuerpflichtige einen tariflichen Steu-

ersatz von unter 25%, so kann der Steuerpflichtige 

gemäß § 32d Abs. 6 EStG die Besteuerung nach sei-

nem tariflichen Steuersatz beantragen (Günstigerprü-

fung). 

 

A beantragte in ihrer Einkommensteuererklärung 2009 

die Günstigerprüfung und die Berücksichtigung der 

tatsächlichen Werbungskosten. Das Finanzamt verwei-

gerte in dem Bescheid für 2009 die Berücksichtigung 

der Werbungskosten. 

 

Der Kläger, als Rechtsnachfolger der inzwischen ver-

storbenen A, legte daraufhin (Sprung-)Klage bei dem 

Finanzgericht Baden-Württemberg ohne einen vorheri-

gen Einspruch ein. Das Finanzgericht folgte der Rechts-

auffassung des Klägers (Urteil vom 17. Dezember 

2012, Az. 9 K 1637/10). Nach Ansicht des Finanzge-

richtes seien die tatsächlichen Werbungskosten bei der 

Günstigerprüfung anzusetzen, da § 32d Abs. 6 EStG 

dahingehend verfassungskonform auszulegen sei. 

 

Bei der nun durch das Finanzamt eingereichten Revisi-

on vor dem BFH urteilte der zuständige Senat anders 

als das Finanzgericht. Nach dem BFH sei das Gesetz 

eindeutig. Nach dem Wortlaut des Gesetzes in § 32d 

Abs. 6 und § 20 Abs. 9 EStG soll auch bei der Günsti-

gerprüfung die einschränkende Regelung zum Verbot 

des Abzugs der tatsächlich entstandenen Werbungs-

kosten Anwendung finden. 

 

Gegen die Verfassungsmäßigkeit dieser Regelung hat 

der BFH keine Bedenken. Das Gesetz müsse wortgetreu 
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ausgelegt werden. Eine abweichende Auslegung sei 

nur möglich, wenn eine wortgetreue Auslegung zu 

einem sittenwidrigen Ergebnis führen würde. 

 

Die Anwendung der Vorschriften § 32d Abs. 6 und 

§ 20 Abs. 9 EStG führe jedoch nach Ansicht des Senats 

aus folgenden Gründen zu keinem sittenwidrigen Er-

gebnis. Der Gesetzgeber wollte mit dieser Regelung 

eine Vereinfachung erreichen und tat dies in der Geset-

zesbegründung kund. Der Gesetzgeber hat bewusst 

den Abzug von Werbungskosten ausgeschlossen. 

 

Andersherum würde die Berücksichtigung von tatsäch-

lichen Werbungskosten bei der Günstigerprüfung ge-

gen die verfassungsrechtlich gebotene Gleichheit der 

Belastung führen. Denn Steuerpflichtige mit einem 

persönlichen Steuersatz von über 25%, bei denen die 

Günstigerprüfung nicht anzuwenden sei, wären durch 

das für sie weiterhin bestehende Verbot des Abzugs 

von tatsächlichen Werbungskosten dann benachteiligt. 

 

Die Günstigerprüfung sei vornehmlich als Billigkeits-

maßnahme zu verstehen, mit der Steuerpflichtige, 

deren Steuersatz niedriger als 25% ist, eine Begünsti-

gung erfahren. Die Günstigerprüfung solle aber nicht 

dazu führen, dass die derart Begünstigten vollumfäng-

lich aus dem System der Abgeltungsteuer ausscheiden. 

 

Laut einer vom Bundesministerium für Finanzen, der 

dem Verfahren beigetreten ist, beauftragten Untersu-

chung seien bei fast allen Steuerpflichtigen die tatsäch-

lichen Werbungskosten geringer als der Sparer-

Pauschbetrag von 801 Euro. Daher ist die Typisierung 

der Werbungskosten mit 801 Euro anzuerkennen. 

 

Aus diesen Gründen hob der BFH das vorinstanzliche 

Urteil auf und versagte den vom Kläger begehrten 

Abzug der tatsächlichen Werbungskosten bei den Ein-

künften aus Kapitalvermögen. 

 

Damit sind die tatsächlich entstanden Werbungskosten 

bei den Einkünften aus Kapitalvermögen weiterhin 

nicht zu berücksichtigen. Ausgenommen von diesem 

Abzugsverbot sind nur die gesetzlich in § 32d Abs. 2 

EStG geregelten Ausnahmen, wie beispielsweise bei 

Darlehensverträge von nahen Angehörigen. 
 

> BFH: Einkünfteerzielungsabsicht bei 
Sanierung von Wohnungen 

Von Daniel Griep, Rödl & Partner Hamburg 

In dem gestern veröffentlichten Urteil des Bundesfi-

nanzhofes (BFH) vom 13. Januar 2015 (Az. IX R 46/13) 

hat der BFH entschieden, dass nach Generalsanierung 

und Umbau eines Vermietungsobjektes ein neues Ver-

mietungsobjekt entsteht und für das alte und das neue 

Vermietungsobjekt die Einkünfteerzielungsabsicht ge-

trennt zu beurteilen sind. 

 

Der Kläger erwarb im Jahr 1995 ein Mehrfamilienhaus 

mit der dazugehörigen Doppelgarage. Das Mehrfamili-

enhaus war zum Zeitpunkt des Erwerbs vermietet. Die 

bestehenden Mitverträge gingen auf den Kläger über. 

Das Haus war dringend sanierungsbedürftig. Daher 

wirkte der Kläger auf die Beendigung der Mietverhält-

nisse aktiv ein, um eine Komplettsanierung durchfüh-

ren zu können. Die Mieter kündigten nach und nach 

ihre Mietverhältnisse, so dass das Haus ab dem Jahr 

2000 leer stand. 

 

Erst elf Jahre später, Im Jahr 2011 ließ der Kläger das 

Haus durch einen Generalunternehmer sanieren. Dabei 

wurden einzelne Wohnungen zu größeren Wohnungen 

zusammengelegt und im Dachgeschoss neue Wohnun-

gen ausgebaut. Nach der Sanierung wurde das Gebäu-

de wieder vermietet. 

 

Im Jahr 1995 hatte der Kläger positive Einkünfte aus 

Vermietung und Verpachtung. Ab dem Jahr 1996 er-

klärte der Kläger in seinen Steuererklärungen negative 

Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung. Den zu-

nehmend geringer werdenden Einnahmen aus der 

Vermietung, die ab dem Jahr 2000 0,00 Euro betrugen, 

standen hohe Werbungskosten aus der Erwerbsfinan-

zierung sowie aus Aufwendungen für die Absicherung 

des Grundstücks gegenüber. 

 

Das Finanzamt akzeptierte zunächst die geltend ge-

machten Werbungskosten. Nach einer Außenprüfung 

für die Jahre 2002 bis 2006 wurden geänderte Be-

scheide erlassen, in denen die Werbungskosten auf-

grund der fehlenden Einkünfteerzielungsabsicht des 

Klägers ab dem Jahr 2002 nicht mehr anerkannt wur-

den. 

 

Nach Einspruch und erfolgloser Klage beim Finanzge-

richt musste sich nun der BFH in der Revision mit dem 

Sachverhalt beschäftigen. 

 

Nach dem BFH können Aufwendungen, welche zeitlich 

vor den Mieteinnahmen aus der Vermietung des (leer-

stehenden) Gebäudes anfallen, unter Umständen als 

vorweggenommene Werbungskosten geltend gemacht 

werden. Dafür muss zwischen den vorab entstandenen 

Werbungskosten und der später beabsichtigten Ein-

künfte ein ausreichend bestimmter wirtschaftlicher 

Zusammenhang bestehen. 

 

In dem vorliegenden Fall müsse sich der Kläger dafür 

bei Anfall der Aufwendungen endgültig entschlossen 

haben, aus dem Objekt Vermietungseinkünfte zu erzie-

len und diese Entscheidungen später auch nicht aufge-

ben. Das Bestehen der Vermietungsabsicht sei anhand 



Ausgabe: 12. März 2015 

3 

Fonds-Brief direkt 

der ernsthaften und nachhaltigen Vermietungsbemü-

hungen des Klägers zu beurteilen. 

 

Dabei ist nach § 21 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Einkommen-

steuergesetz stets die steuerbare Tätigkeit objektbezo-

gen zu betrachten. 

 

Durch die umfangreichen Sanierungsmaßnahmen und 

die Umgestaltung der Wohnungen seien durch die 

Sanierung neue Vermietungsobjekte entstanden. Für 

das alte Vermietungsobjekt (vor der Sanierung) bestand 

bei dem Kläger keine Einkünfteerzielungsabsicht, 

schließlich habe der Kläger für die Beendigung der 

Mitverhältnisse gesorgt, um das Gebäude zu sanieren 

und umzubauen. Die Aufwendungen aus den jährli-

chen Finanzierungskosten und aus der Sicherung des 

Grundstückes sind dem alten Vermietungsobjekt zuzu-

ordnen. 

 

Insofern bestand für das alte Vermietungsobjekt bei 

Anfall der Aufwendungen keine Vermietungsabsicht 

und damit keine Einkünfteerzielungsabsicht mehr. Die 

Aufwendungen seien auch keine vorweggenommenen 

Werbungskosten für das neue Vermietungsobjekt. Im 

Ergebnis seien die erklärten Werbungskosten nicht 

anzuerkennen. 

 

Diese Ansicht wird in dem vorliegenden Fall nur noch 

durch lange Ruhephasen zwischen der Beendigung 

aller Mietverhältnisse im Jahr 2000 und der Sanierung 

im Jahr 2011 bestärkt. Nach Meinung des Senates sei 

dieser lange Zeitraum für die getroffene Entscheidung 

aber nicht notwendig gewesen. 
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„Steuern, Finanzen, Recht – unsere Mandanten haben das Vertrauen zu uns, 
dass wir Ihre Angelegenheiten mit breit aufgestellten Kompetenzen verfolgen.“ 
 
Rödl & Partner 

 
„Jeder Menschenturm beginnt mit einer breit aufgestellten Basis, damit die 
Castellers an der Spitze einen sicheren Stand haben.“ 
 
Castellers de Barcelona 

 

„Jeder Einzelne zählt“ – bei den Castellers und bei uns. 
 

Menschentürme symbolisieren in einzigartiger Weise die Unternehmenskultur 
von Rödl & Partner. Sie verkörpern unsere Philosophie von Zusammenhalt, 
Gleichgewicht, Mut und Mannschaftsgeist. Sie veranschaulichen das Wachstum 
aus eigener Kraft, das Rödl & Partner zu dem gemacht hat, was es heute ist.  
 

„Força, Equilibri, Valor i Seny“ (Kraft, Balance, Mut und Verstand) ist der ka-
talanische Wahlspruch aller Castellers und beschreibt deren Grundwerte sehr 

pointiert. Das gefällt uns und entspricht unserer Mentalität. Deshalb ist Rödl & 
Partner eine Kooperation mit Repräsentanten dieser langen Tradition der Men-
schentürme, den Castellers de Barcelona, im Mai 2011 eingegangen. Der Verein 
aus Barcelona verkörpert neben vielen anderen dieses immaterielle Kulturerbe. 
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